Magdeburger Professor beklagt mangelnde Mitbestimmung

Mediziner hält Gesetz für verfassungswidrig
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Magdeburg (ph). Die vor einem Jahr öffentlich vorgebrachte Kritik von 17 Magdeburger Professoren am sachsen-anhaltischen Hochschulmedizingesetz hat durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts neue Nahrung erhalten. Das Gericht hatte in diesem Monat das Hamburger Hochschulgesetz für teilweise verfassungswidrig erklärt, weil es den Hochschullehrern nicht genügend Mitwirkungsrechte einräume. Für den Direktor der Magdeburger Universitätsklinik für Neurochirurgie, Raimund Firsching, erscheinen damit "auch wesentliche Teile des Hochschulmedizingesetzes Sachsen-Anhalt verfassungswidrig".
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Raimund Firsching
Der Professor bezieht sich vor allem auf die Regelung, dass dem Fakultätsrat – einer Art Parlament – mit dem Fakultätsvorstand ein regierungsähnliches Gremium vorgeschaltet wird, das wesentliche Entscheidungen allein treffen darf. Anders als in anderen Fakultäten – in denen es keinen solchen Vorstand gibt – dürften in der Medizin gewählte Vertreter von Hochschullehrern, Mitarbeitern und Studenten nicht selbst über die Strukturen oder die Verteilung von Forschungsgeldern abstimmen, sondern das im Fakultätsvorstand maßgeblich vertretene Dekanat.
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Hier entdeckt Firsching Parallelen zu Hamburg. Im dortigen Hochschulgesetz hatte das Dekanat die Befugnis, die der Fakultät zugewiesenen Haushaltsmittel zu bewirtschaften und über die Zuordnung von Stellen innerhalb der Fakultät zu entscheiden. Das Bundesverfassungsgericht hielt dies für nicht mit der Wissenschaftsfreiheit vereinbar.

Firsching und 16 andere Mediziner der Universität Magdeburg hatten vor einem Jahr gegenüber dem Landtag die "Entrechtung" des Fakultätsrates gegenüber dem Fakultätsvorstand beklagt. Fakultät und Landesregierung rechtfertigten die Strukturen mit dem Sonderstatus medizinischer Fakultäten: Wegen ihrer Verquickung mit der Krankenversorgung müsse es ein Gremium geben, das schnelle Entscheidungen treffen kann.
Hallo zusammen,

der Punkt wurde schon in der Anhörung im Bildungsausschuss des Landtages eingeworfen, als es um die Novelle des HSG und des erwähnten Hochschulmedizingesetzes ging. Grundsätzlich scheint das Verhältnis Klinikum-Fakultät öfter problematisch zu sein, in Halle noch mehr als in Magdeburg. Nach dem, was ich so von Medizinern gehört habe, führt das auch zu unbefriedigenden Zuständen in der Lehre. Was dafür nun der genaue Grund ist (wahrscheinlich, wie so oft, u. a. persönliche Befindlichkeiten...), weiß ich aber nicht genau, müsste man mal wen fragen, der da mehr Einblick hat. Fakt ist jedenfalls, dass der Fakultätsrat der MedFak nicht wirklich viel zu sagen hat (auf der Anhörung wurde von "beispielloser Entrechtung" gesprochen). 

Das Ganze ist also in meinen Augen nicht nur eine rechtliche, sondern viel mehr eine politische Frage... Wenn es dagegen auch rechtliche Bedenken gibt, umso besser :-) Könnte sicher nicht schaden, dazu zumindest mal zu recherchieren.

Grüße aus dem Exil,

Michael Seifert
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